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§ 1

Die Verordnung über den Bebauungsplan Bergedorf 110 
vom 25. März 2013 (HmbGVBl. S. 133) wird wie folgt geän-
dert:

1. Die beigefügte „Anlage zur Verordnung zur Änderung der 
Verordnung über den Bebauungsplan Bergedorf 110“ wird 
der Verordnung hinzugefügt.

2. In § 2 wird folgende Nummer 27 angefügt:

„27. Für den in der Anlage dargestellten Geltungsbereich 
der Änderung des Bebauungsplans gilt:

27.1 Im Geltungsbereich der Änderung des Bebauungs-
plans wird in der niedergelegten zeichnerischen Dar-
stellung der Verordnung über den Bebauungsplan 
Bergedorf 110 die Festsetzung „Gewerbegebiet“ in die 
Festsetzung „Mischgebiet“ gemäß § 6 der Baunut-

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über den Bebauungsplan Bergedorf 110
Vom 15. November 2018

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3635) in Verbindung mit 
§ 3 Absatz 1 sowie § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungs-
gesetzes in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. 
S. 271), zuletzt geändert am 23. Januar 2018 (HmbGVBl. S. 19, 
27), § 4 Absatz 3 Satz 1 des Hamburgischen Gesetzes zur Aus-
führung des Bundesnaturschutzgesetzes vom 11. Mai 2010 
(HmbGVBl. S. 350, 402), zuletzt geändert am 13. Mai 2014 
(HmbGVBl. S. 167), in Verbindung mit § 9 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am 15. September 2017 
(BGBl. I S. 3434), sowie § 1 und § 2 Absatz 1 der Weiterüber-
tragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006, (HmbGVBl. 
S. 481), zuletzt geändert am 23. Januar 2018 (HmbGVBl. S. 19, 
27), wird verordnet:



Dienstag, den 27. November 2018366 HmbGVBl. Nr. 44

zungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 
21. November 2017 (BGBl. I S. 3787) geändert.

27.2 Für das Mischgebiet wird eine Grundflächenzahl von 
0,6 als Höchstmaß festgesetzt. Eine Überschreitung 
der festgesetzten Grundflächenzahl ist für Tiefgara-
gen und ihre Zufahrten sowie Stellplätze und Neben-
anlagen nach § 14 BauNVO bis zu einer Grund-
flächenzahl von 0,9 zulässig.

27.3 Die zulässige Gebäudehöhe beträgt maximal 18,8 m 
über der festgesetzten Geländeoberfläche.

27.4 Für das Mischgebiet wird eine Geschossflächenzahl 
von 1,65 als Höchstmaß festgesetzt.

27.5 An den zu den Flurstücken 5628, 7639 und 7648 der 
Gemarkung Bergedorf ausgerichteten Fassaden von 
Wohngebäuden ist durch geeignete bauliche Schall-
schutzmaßnahmen wie zum Beispiel Doppelfassaden, 
verglaste Vorbauten (zum Beispiel verglaste Loggien), 
besondere Fensterkonstruktionen oder in ihrer Wir-
kung vergleichbare Maßnahmen sicherzustellen, dass 
durch diese baulichen Maßnahmen insgesamt eine 
Schallpegeldifferenz erreicht wird, die es ermöglicht, 
dass in Schlafräumen ein Innenraumpegel bei teilge-
öffneten Fenstern von 30 dB(A) während der Nacht-
zeit nicht überschritten wird. Erfolgt die bauliche 
Schallschutzmaßnahme in Form von verglasten Vor-
bauten, muss dieser Innenraumpegel bei teilgeöffne-
ten Bauteilen erreicht werden. Wohn-/Schlafräume in 
Einzimmerwohnungen und Kinderzimmer sind wie 
Schlafräume zu beurteilen.

27.6 Im Mischgebiet sind mindestens 50 vom Hundert 
(v. H.) der Dachflächen der obersten Geschosse von 
Gebäuden, die eine Neigung bis 20 Grad aufweisen, 
mit einem mindestens 12 cm starken durchwurzel-
baren Substrataufbau zu versehen und mindestens 
extensiv zu begrünen.

27.7 Im Mischgebiet sind mindestens 10 v. H. der Grund-
stücksflächen als offene Vegetationsflächen anzule-
gen.

27.8 Im Geltungsbereich des Bebauungsplans bleiben im 
Übrigen die bisherigen planungsrechtlichen Festset-
zungen des Bebauungsplans Bergedorf 110 bestehen.“

§ 2

Die Begründung der Änderung des Bebauungsplans wird 
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

§ 3

Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung kann auch beim örtlich zuständigen 
Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei eingese-
hen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt 
vorhanden sind, können sie gegen Kostenerstattung erwor-
ben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein 
 Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er 
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, 
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
 Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des 
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flä-
chennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung der Änderung des Bebauungsplans schriftlich gegen-
über dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Absatz 2a des Baugesetzbuchs beachtlich sind.

Hamburg, den 15. November 2018.

Das Bezirksamt Bergedorf
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